
sem Strafgesetzbuch sehen, die durchaus für die Strafrechts­
sprechung in der DDR weiterhin dienlich sein können. Man muß 
hier ganz offensichtlich differenzieren.

Ich will hier nicht etwa als Nachweis des Ausmaßes möglicher 
Irrtümer, sondern gerade im Hinblick darauf, daß es in diesem 
Strafrecht bemerkenswerte Dinge gibt, sagen, daß bereits 1970 
auf dem 4. UNO-Kongreß über Kriminalitätsverhütung und die 
Behandlung von Straftätern mit manchen Vorbehalten, aber die 
die allgemeine Kriminalität betreffenden Regelungen des Straf­
gesetzbuches - ich zitiere das jetzt völlig wertfrei - auf diesem
4. UNO-Kongreß als eine der modernsten Regelungen der Welt 
bezeichnet wurden.

Das wird also doch sicherlich hier zu differenzieren sein und 
man kann nicht das Ganze, glaube ich, betrachten unter der Be­
lastung oder gar unter der Dominanz des politischen Strafrechts, 
über das es gar keine Zweifel gibt und auch der Entwurf keine 
Zweifel läßt.

Dr. Opitz, (Die Liberalen):

Ist eine Zusatzfrage erlaubt? - Wäre es aus pragmatischen 
Gründen nicht besser, mit einem Anwendungsgesetz das 
Strafgesetzbuch der Bundesrepublik zu übernehmen? Ich 
kann mir nicht vorstellen, daß in der hoffentlich bald stattfin­
denden Vereinigung Deutschlands zwei Strafgesetzbücher 
möglich wären.

Prof. Dr. Wünsche, Minister der Justiz:

Darüber gibt es durchaus geteilte Meinungen. Das ist eine 
Frage, die sich in der Diskussion befindet und die letztlich 
dann nur durch gesamtdeutsche Gremien beschlossen werden 
kann. Es gibt durchaus die Auffassung, die ich auch für dis­
kutabel halte, daß über längere Zeit nicht nur in den Ländern, 
sondern auch über die Länder hinweg regional unterschiedli­
che Teile beider Rechtsordnungen fortbestehen können. Über 
Zeiträume zu spekulieren, würde hier ganz sicher zu weit füh­
ren. Aber dies wird auch von seiten der BRD, des Bundesju­
stizministeriums nicht ausgeschlossen. Hier wurde eben eine 
Bestimmung eingeworfen, über die es bei uns ganz sicher 
auch unterschiedliche Auffassungen gibt. Aber ich meine, daß 
unsere Fristenregelung, die ja auch von starken Kräften in 
der Bundesrepublik - nicht zuletzt von Vertretern liberaler 
Auffassungen - unterstützt wird, für eine richtige Lösung ge­
halten werden - gegenüber der 218er Regelung in dem jetzi­
gen Strafgesetzbuch der BRD, die hier bei uns keine mehr­
heitliche Zustimmung finden wird. Das ist jedenfalls meine 
Auffassung.

(Beifall vor allem bei der PDS)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Ich sehe drei weitere Zwischenfragen. Ich möchte es gern da­
mit bewenden lassen. Bitte schön!

Demloff (PDS):

Herr Minister! Eine Frage zum Entwurf des Gesetzes „Ände­
rung und Ergänzung des Gesetzes über die Staatsanwaltschaft 
der Deutschen Demokratischen Republik“. Als Änderung zum 
§3 wird hier zu den Aufgaben der Staatsanwaltschaft formu­
liert, entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen in Fami­
lienrechts-, Kindschafts- und Entmündigungssachen mitzuwir­
ken. Die internationale Behindertenbewegung ringt in allen 
Ländern für eine Umgestaltung des bisherigen Entmündi­
gungsrechts in ein Recht einer begleitenden Hilfe und Rechts­
sicherung, besonders im Bereich der Menschen mit psychi­
schen Störungen und mit geistigen Behinderungen. Wäre es 
nicht an der Zeit, uns auch auf diesem Gebiet der modernen 
Entwicklung anzuschließen und die jetzigen Änderungsverfah­
ren dazu zu nutzen?

Prof. Dr. Wünsche, Minister der Justiz:

Ich denke, das ist notwendig und wird auch so geschehen, be­
trifft aber hier nur peripher die Frage der Staatsanwaltschaft; 
denn die Befugnisse, die hier anzusetzen wären, betreffen ja be­
sondere Fälle.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Danke schön. Bitte! ö

Dr. M ei sei (Bündnis 90/Grüne):

Herr Minister! Habe ich Ihre Antwort auf die erste Anfrage 
nach dem § 98 richtig verstanden, daß Sie ein Gesetz zur Über­
brückung des Rechtszustandes für die Zeit bis zur Vereinigung 
schaffen wollen, in dem bestimmte Paragraphen bis zu dieser er­
folgten Vereinigung nicht angewendet werden? So hatten Sie 
sich geäußert.

Prof. Dr. Wünsche, Minister der Justiz:

Nein. Ich halte sie, weil ich meine, daß Vorgänge dieser Art im 
Verhältnis zwischen beiden deutschen Staaten nicht mehr statt­
finden werden in bezug auf dieses Verhältnis - nicht auf das Au­
ßenverhältnis - für obsolet.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Bitte schön, die letzte Zwischenfrage!

Poppe (Bündnis 90/Grüne):

Herr Minister! Wenn ich Ihren Ausführungen folge, entnehme 
ich Ihnen, daß Sie das alte Strafgesetzbuch im Grunde genom­
men - wenn man das politische Strafrecht herausnimmt - für im 
wesentlichen brauchbar halten. Ich entnehme das auch diesen 
Formulierungen in einigen Paragraphen. Gehe ich recht in der 
Annahme, daß Sie dieser Meinung sind, daß Sie also dieses alte 
Strafrecht z. B. in den Abschnitten, wo die Paragraphen 213, 214, 
215, 216, 217 usw. zu finden sind, für brauchbar befinden, so daß 
Sie jetzt nur in Nuancen eigentlich verändert haben.

Ist Ihnen bekannt, daß der Paragraph 217, der hier nur in eini­
gen Kleinigkeiten verändert ist, vom Sound her genau noch das 
darstellt, was er schon immer war, Bestandteil des politischen 
Strafrechts der DDR, besonders in den letzten Jahren, als es ge­
gen friedliche Demonstranten ging?

Ist Ihnen bewußt, daß durch solche Formulierungen „Behinde­
rung staatlicher und gesellschaftlicher Tätigkeit“, „Verbreitung 
von Unruhe in der Bevölkerung“ und ähnliche genau dieser Tonfall 
wieder getroffen wird, den wir im alten Strafgesetzbuch hatten?

Sind Sie nicht der Meinung, daß man an diesen Stellen grund­
sätzlich neu formulieren müßte?

(Vereinzelt Beifall, vor allem bei Bündnis 90/Grüne, bei 
PDS und SPD)

Prof. Dr. Wünsche, Minister der Justiz:

Es gibt sowohl in diesen wie in anderen Bestimmungen, die 
hier genannt wurden, nicht nur geringfügige verbale, sondern 
erhebliche Änderungen. Das wird in den Ausschüssen sicherlich 
Gegenstand der Diskussion und auch notwendigerweise des 
Nachweises in dieser oder jenen Frage sein. Ich meine, daß wir 
über Formulierungen natürlich streiten müssen, aber daß Be­
stimmungen zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung 
und Sicherheit auch mit strafrechtlichen Mitteln wohl unstrittig 
im Strafrecht ihren Platz haben müssen - über die Ausgestal­
tung muß man selbstverständlich diskutieren.
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